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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Ströbele und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/5965 — 


Erhebliche Mehrkosten und zusätzliche schwere Probieme der gepianten 
Voikszähiung 1987 


Der Bundesminister des Innern - 0 II 3 - 142 261/10/12 - hat mit 
Schreiben vom 16. September 1986 die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Btindesregierung die Stellungnahme des Statistischen 
Landesamts Berlin vom 1. August 1986 zur Durchfühnmg der Volks- 
zählung 1987 in West-Berlin bekannt? 


Die Stellungnahme des Statistischen Landesamtes Berhn vom 
1. August 1986 ist der Bundesregierung bekannt. 


2. Teilt die Bundesregienmg die in diesem Schreiben vertretene Auf- 
fassung, daß zur Durchführung „notwendiger Arbeiten für Ab- 
gleiche, Terminkontrollen sowie die Prüfungs- imd Abrechnungsauf- 
gaben" die Erhebimgsstellen in West-Berlin mit Personal-Compu- 
tern auszustatten sind? 

Sieht die Bundesregierung eine entsprechende Notwendigkeit für 
die Aufstellxmg von Personal-Computern auch in anderen Er- 
hebxmgssteUen im Bundesgebiet, insbesondere in den Erhebungs- 
stellen in Großstädten? 

Nach Artikel 83 des Grundgesetzes werden Bundesgesetze wie 
das Volkszählungsgesetz als eigene Angelegenheit der Länder 
ausgeführt. Die Bundesregierung hat ledigüch darauf zu achten, 
daß die Länder die Bundesgesetze dem geltenden Recht gemäß 
ausführen (§ 84 Abs. 3 Satz 1 GG). 
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3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Schätzung der Gesamtkosten 
für die Durchführung der Volkszählimg durch das Statistische 
Landesamt Berlin mit 40 bis 68 Millionen DM allein für West-Berlin 
(bei einer Bevölkerung von ca. 1,8 Milhonen Einwohnern)? 

4. Rechnet die Bundesregierung mit entsprechend hohen Kosten für 
das Bundesgebiet? 

5. Sind der Bundesregierung Berechnungen der kommunalen Spitzen- 
verbände bekannt, wonach die Kosten pro Einwohner/Stadt zwi- 
schen 10 bis 20 DM anstelle der bisher von der Bimdesregierung 
veranschlagten 4,50 DM betragen? 

6. Sind nach Auffassung der Bundesregierung diese Berechnungen 
zutreffend, und wenn nein, warum nicht? 

7. Wenn ja, wer soU nach Auffassung der Bundesregierung diese 
zusätzhchen Kosten tragen? 

Die Kosten der Volkszählung bei Bund, Ländern und Gemeinden 
sind für das Volkszählungsgesetz (Drucksache 10/3843 vom 
18. September 1985) im Rahmen der parlamentarischen Beratun- 
gen erneut geschätzt worden. 

Die Gesamtkosten für die Volkszählung 1987 betragen nach der 
von Bund, Ländern und der Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände durchgeführten und abgestimmten Kalkulation 
insgesamt 715,7 Mül. DM. Davon entfallen auf die Länder 314,9 
Mül. DM, die Gemeinden 340,7 Mül. DM und den Bund 60,1 MiU. 
DM, 

Die für Berhn unter gewissen Annahmen genannten Zahlen 
geben keinen Anlaß, die damahgen Schätzungen zu revidieren. 
Im übrigen können diese Schätzungen schon nach den örthchen 
Verhältnissen in keinem FaU als repräsentativ für das gesamte 
Bundesgebiet angesehen werden. 


8. Ist die Bundesregierung bereit, angesichts dieser Kostenexplosion 
imd angesichts des Mißtrauens in der Bevölkerung, daß nach Auffas- 
sung des Statistischen Landesamts Berlin gegenüber der Volkszäh- 
lung 1987 keineswegs abgebaut ist, diese Datenerhebung in Frage 
zu Stehen und auf die Durchführung der Volkszählung 1987 zu 
verzichten? 

Die dieser Frage zugrundehegenden Annahmen treffen nicht zu 
(vgl. hierzu auch die Antwort zu den Fragen 3 bis 7). Es steht auch 
nicht im Beheben der Bundesregierung, die Volkszählung durch- 
zuführen oder auf sie zu verzichten. Zu Recht hat das Bundesver- 
fassungsgericht die Volkszählung als Vorbedingung für die Plan- 
mäßigkeit staathchen Handelns bezeichnet und zur Notwendig- 
keit statistischer Erhebungen im einzelnen ausgeführt: 

„Wenn die ökonomische und soziale Entwicklung nicht als 
unabänderhches Schicksal hingenommen, sondern als perma- 
nente Aufgabe verstanden werden soh, bedarf es einer umfas- 
senden, kontinuierhchen sowie laufend aktuahsierten Infor- 
mation über die wirtschafthchen, ökologischen und sozialen 
Zusammenhänge. Erst die Kenntnis der relevanten Daten und 
die Möghchkeit, die durch sie vermittelten Informationen mit 
Hüfe der Chancen, die eine automatische Datenverarbeitung 
bietet, für die Statistik zu nutzen, schafft die für ein Sozialstaat- 
prinzip orientierte staathche Pohtik unentbehrhche Handlungs- 
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grundlage. " 

(BVerfGE 65, 1 [47]). 

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, daß in die parlamentarischen 
Beratungen des Volkszählungsgesetzes 1987 auch die Daten- 
schutzbeauftragten des Bundes und der Länder eingeschaltet 
waren. Im 8. Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz heißt es: „Volkszählungsgesetz imd Mikrozensus- 
gesetz erfüllen die Anforderungen, die das Bundesverfassungs- 
gericht in seinem Volkszählungsurteil an statistische Erhebimgen 
gestellt hat" (vgl. Drucksache 10/4690, S. 27). 
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